
‚Bundessozialgericht

11/1 RA 307/63 I m N a m e n d e s V 0 l k e s

U r t e i'l

in dem Rechtsstreit

Verkündet am

4. AugUSt 1966
Klägerin und Revisionsbéklagte,

gegen

Beklagte,

Beigeladene und Revisionsklägerin: . . . . . „......— _._._ .- ......_ w—nn—„obo—mm..._—_.

' . 0 ' o . . . 0 . . . o . . | . o o . l I o

Der 11° Senat des Bundessozialgerichts hat auf die
mündliche Verhandlung vom 4. August 1966 hin durch

Senatspräsident Dr. H a u e i s e n
— Vorsitzender —

Bundesrichterin Dr. S c h w a r z

Bundesrichter S_o n n e'n b e r g
Bundessozialrichter Dr° B a u m a n n
Bundessozialrichter R u n d g e b u r t

für Recht erkannt:

Auf die Revision der Beigeladenen wird das Urteil

des Landessozialgerichts Niedersachsen vom 20. Sep—

tember 1963 aufgehoben; die Berufung der Klägerin

gegen das Urteil des Sozialgerichts Oldenburg vom

29. September 1961 wird zurückgewiesen, die Klage

wird auch insoweit abgewiesen, als sie sich gegen
die Beigeladene richtet.
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Die Klägerin, geboren 1910, lebte mit ihrem

ersten Ehemann Alfred WCI:1::(W.), mit dem sie seit Dezem— '

ber 1940 verheiratet war,‘in Breslau; seit 1944 war W. als

deutscher Soldat verschollen. 1947 heiratete die Klägerin

in Breslau zum zweiten Mal; diese Ehe wurde in Breslau im

Januar 1957 wegen Alleinschuld des Bhemannee geschieden°

Nach ihrer Übersiedlung in die Bundesrepublik im Herbst 1957

beantragte die Klägerin bei der Beklagten Witwenrente aus

der Versicherung des W. Für W. wurden 18 Monatsbeiträge

zur Angestelltenversicherung (AnV) aus den Jahren 1923/24

nachgewiesen. Außerdem anerkannte die im Berufungsvcrfahren

beigeladene Landesversicherungsanstalt (BVA) Oldenburg—

Bremen eine versicherungspflichtige Beschäftigung des W.

in der Rentenversicherung der Arbeiter für die Zeit vom

1. Januar 1935 bis zum 31. Juli 1959. Durch Beschluß des

Amtsgerichts Wilhelmshaven vom 29. Dezember 1959 wurde W.

mit Wirkung vom 31. Dezember 1945 für tot erklärt.

Mit Bescheid vom 7. April 1960 lehnte die Beklagte den An—

trag auf Gewährung einer "wiederaufgelebten" Witwenrente
_

nach @ 68 Abs. 2 des Angestelltenversicherungsgesetzes (AVG)

ab, weil die Klägerin nach ihren Angaben bis zur Wieder—

verheiratung Witwenrente aus der Versicherung ihres ersten

Ehemannes W. weder bezogen noch beantragte habe. Das

Sozialgericht (SG) Oldenburg wies die Klage gegen die Be—

klagte durch Urteil vom 29. September 1961 ab. Auf die

Berufung der Klägerin hob das Landessozialgericht (LSG)

Niedersachsen am 20° September 1963 das Urteil des SG und
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den Bescheid der Beklagten vom 7. April 1960 auf und verur—

teilte die Bgigeladgng, der Klägerin ab 1. Oktober 1957'Wit—

wenrente nach dem Versicherten W. aus den Leistungsanteilen

der Rentenversicherung der Angestellten zu gewähren. Es führ—

te aus: Zuständig für die Feststellung und Zahlung der Rente

sei nicht die Beklagte, sondern die Beigeladene, weil der

letzte Beitrag des V. (im Juli 1939) an die Rentenversiche—

rung der Arbeiter geleistet worden sei. Die Klägerin habe

gegenüber der Beigeladenen einen Anspruch auf ("wiederaufge—

lebte") Witwenrente aus der AnV des W., weil ihre zweite Ehe

nach dem 1. Januar 1957 ohne ihr Verschulden aufgelöst werden

sei und sie im Zeitpunkt der Wiederverheiratung einen An-

spruch auf Witwenrente aus der AnV gehabt habe; es sei uner—

heblich, daß die Klägerin seinerzeit Witwenrente nicht bezo—

gen und auch nicht beantragt habe. Die Verhältnisse in Bres—

lau im Zeitpunkt der Wiederverheiratung hätten den Bestand

des Ansprrchs auf Rente ebenfalls nicht berührt. Hinsicht—

lich der Leistungsahteile aus der Invalidenversicherung (JV)

wies das LSG die Klage ab. Es ließ die Revision zu, "weil
die Frage der richtigen Zuständigkeitsnorm für Fälle der vor—

liegenden Art grundsätzliche Bedeutung hat". Das Urteil wurde

der Ecigeladenen am 16. Oktober 1963 zugestellt.

im 2. November 1963 legte die Beigeladene Revision ein

mit dem Antrag,

unter Aufhebung des angefochtenen Urteiksdie Klage

abzuweisen.

TWie Reigeladene rügte die Verletzung der Vorschriften des

art. 2 5 6 des Angestelltenversicherungs—Neuregelungsgesetzes

’inVNG), Art. 2 5 5 des Arbeiterversicherungs—Neuregelungs—

gesetzes (ArVNG) und Art. 2 5 31 Abs. 5 AnVNG, Art. 2 @ 32
Abs. 5 ArVNG. Das LSG habe zu Unrecht @ 1311 der Reichs—
vorsicherungs0rdnung (RVG) für anwendbar und die Beigeladene

für zuständig für die Feststellung und Zahlung der Rente

JLaw – Gesetze und Urteile
(mobile App)

JLaw – für Android

Kostenlos
Über 200 Gesetze
Über 100.000 Urteile JLaw – für iOS

Matthias Prinz
Rechtsanwalt www.prinz.law

H
inw

eis: A
uch Teile der U

rteilssam
m

lung sind als D
atenbank nach §§ 87a ff. U

rhG
 geschützt.

https://itunes.apple.com/de/app/apple-store/id1071207904?pt=117423805&ct=Stamped_PDFs&mt=8
https://play.google.com/store/apps/details?id=marly.jlaw
https://www.prinz.law
http://www.marly.de


..4._

gehalten. Da von der Zuständigkeit unmittelbar die Renten—

höhe abhängig sei, handele es sich bei der Zuständigkeits—

frage nicht um eine reine Verfahrensfrage.

Die Beklagte hielt die beigeladene BVA für zuständig; Sie

schloß sich dem Revisionsantrag der Beigeladenen mit der

Maßgabe an, daß sie beantragte, die Berufung der Klägerin

gegen das Urteil des SG Oldenburg vom 29. September 1961

zurückzuweisen°

Die Klägerin beantragte,

die Revisionen der Beklagten und der

Beigeladenen zurückzuweisen‚

II

Revisionsklägerin iSt entgegen der Meinung der Klägerin

(Revisionsbeklagten) nur die Beigeladene° Die Beklagte

hat sich nur dem Antrag der Beigeladenen, das Urteil des

LSG aufzuheben, angeschlossen, und sie hat weiter bean—

tragt, die Berufung der Klägerin gegen das Urteil des SG,

' das die Klage gegen die Beklagte abgewiesen hat, zurück—

zuweisen; die Beklagte hat nicht selbst Revision eingelegt°

Die Revision der Beigeladenen ist zulässig (@ 162 Abs„ä1

Nr. 1, 164 des Sozialgerichtsgesetzes —SGG—). Da die Bei—

geladene nach @ 75 Abs° 5 SGG verurteilt worden ist, hat sie

selbständig Revision einlegen dürfen (Urteile des Bundes—

sozialgerichts —BSG—vom 10. November 1955 und vom 15. Ja—

nuar 1959, BSG 2, 10 und 9, 69). Da das LSG die Revision
zugelassen hat, unterliegt das Urteil des LSG in dem Umfang,

in dem es von der Beigeladenen angefochten ist, der Nach—

prüfung durch das Revisionsgerioht; es ist unerheblich, daß
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das LSG die Revision (nur) wegen der Frage, welcher Versiche—

rungsträger zur Gewährung von Rente zuständig sei, zugelassen

hat (vgl. Urteil des ass vom 25. April 1962, SozR Nr. 170 zu
5 162 SGG). '

Die Revision der Beigeladenen ist auch begründet. Das LSG hat

die Beigeladene zu Unrecht zur Gewährung von Rente an die Klä—

gerin verurteilt. Ob die Beigeladene oder die Beklagte zur

Feststellung der Rente zuständig wäre (vgl. hierzu Urteil des

Senats von 4. Februar 1965 —11/1 RA 312/63 —), kann im vor-
liegenden Falle dahingestellt bleiben, weil der Klägerin nach

den Vorschriften des materiellen Rechts ein Anspruch auf Rente

nicht zusteht.

"Der erste Ehemann der Klägerin ist Wanderversicherter gewesen,
der Versicherungsfall ist vor dem Inkrafttreten der Renten—

vereickcrungs—Yeuregelungsgesetze (1. Januar 1957) eingetreten.

"ach Art. 2 @ 28 AnVNG i.V.m. Art. 2 @ 25 Abs. 1 AnVNG, Art. 2

5 29 ArVXG i.V.m. Art. 2 5 26 Abs. 1 ArVNG ist der Anspruch

der Klfgcrin nach neuem Recht zu beurteilen. An Wanderversi—l

chertc wird eine Leistung nur aus den Zweigen der Rentenvere

sicherung gewährt, deren Leistungsvoraussetzungen erfüllt sind

(f 89 Abs. 1 Satz 1 AVG nF, @ 1310 Abs. 1 Satz 1 BVD nF). Die

7orausectzungen für den Anspruch auf "wiederaufgelebte" Wit—

7cnrentc sind in @ 68 Abs. 2 AVG nF, @ 1291 Abs. 2 BVG nF

feregelt, diese Vorschriften sind anzuwenden, weil die Ehe

der Klägerin naeh dem 1. Januar 1957 geschieden werden ist

(Art. 2 5 25 Abs. 1 AnVNG, Art. 2 5‘26 Abs. 1 ArVNG). Beide

"erschriftcn setzen für das "Wiederaufleben" des Anspruchs auf

”itwcnrente — neben den sonstigen Tatbestandsmerkmalen, die

hier vorliegen — voraus, daß durch die zweite Heirat ein Wit—

menrentcnanspruch weggefallen ist, im Zeitpunkt der Wiederver—

heiratung also ein Anspruch auf Witwenrente bestanden hat (vgl.

zu den Vorschriften der RVG und des ArVNG Beschluß des Großen

_Senats des BSG vom 9. Juni 1961, BSG 14, 238 ff; zu den Vor—

—6—
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schriften des AVG und des AnVNG Urteil des BSG vom 25. April

1963, BSG 19, 97 ff und Urteil des erkennenden Senats vom
18. Mai 1966 — 11/1 RA 132/63). Dabei ist es unerheblich,
wenn Witwenrente im Zeitpunkt der Wiederverheiratung nicht
gezahlt worden ist, weil die Witwe die Rente nicht beantragt

hat (vgl. Urteil des BSGvom 5. Februar 1962, BSG16, 202 ff
und Urteil des Senats vom 18. Mai 1966); es kommt für die
Entscheidung des vorliegenden Falles auch nicht darauf an,
Ob die Klägerin

— was das LSG erkennbar unterstellt hat —
nur wegen der besonderen Verhältnisse in Breslau in den er—
sten Jahren naCh dem Zusammenbruch Rente nicht beantragt hat.

Sowohlnach@6s Abs. 2 AVGals auchnach5 1291Abs. 2 RVG
kann nämlich ein Anspruch auf Witwenrente nur dann "wieder—
aufleben”, wenn der durch die Wiederverheiratung weggefallc“

ne Anspruch auf Vorschriften des Reichsrechts oder Bundes—

rechts beruht hat und von Versicherungsträgern im jetzigen

Bundesgebiet zu erfüllen gewesen ist; nur dann ist die "Kon—
tinuität", die für das Wiederaufleben des Anspruchs uner—

lüßlich erscheint, gewährleistet (vgl. Urteil des Senats von
18- Mai 1966). Witwenrentenansprüche, die nicht von Ver—'
sicherungsträgebn im Bundesgebiet zu erfüllen gewesen sind,

können nicht nach 5 68 Abs. 2 AVG, @ 1291 Abs. 2 EVO "wie—
deraufleben". Nach damaligem Reichsrecht — Bundesrecht
kommt für den Zeitpunkt der Wiederverheiratung im März 1947
nicht in Betracht — hat die Klägerin einen Anspruch auf

Witwenrente Nicht gehabt. Zwar ist in dem Urteil des BSG

vom 23. Oktober 1958 (BSG 8, 195) ein Anspruch auf Hinter—
bliebenenrente nach den Vorschriften der EVO auch für Zeiten
bejaht worden, in denen die Hinterbliebenen sich nach dem

Tode des VersiCherten im Jahre 1953 noch in den unter pol—

nischer VerwaltUng stehenden deutschen Gebieten (Ober—
schlesien) anfgehalten haben, jedoch nur deshalb, weil der
Versicherte nach dem Zusammenbruch im späteren Bundesgebiet

bei der Reichsbahn bzw° Bundesbahn versicherungspflichtig
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beschäftigt gewesen ist, die versicherungsreohtliehen Voraus—

setzungen allein schon mit den auf Grund dieser Beschäftigung

zurückgelegten Beitragszeiten erfüllt hat und weil in jenem

Fall die Rentenansprüche der Hinterbliebenen von einem Versi—

eherungsträger im Bundesgebiet zu erfüllen gewesen sind; keine

dieser Voraussetzungen ist in vorliegendem Falle gegeben. So-

weit das LSG einen Anspruch der Klägerin aus den Leistungs-

anteilcn der Arteitcrrentenversieherung (JV) verneint hat,

ist das Urteil des SG nicht angefochten° Entgegen der Mei—

nung des LSG hat jedoch im Zeitpunkt der WiederVerheiratung

Ger Klägerin auch kein Anspruch aus den Leistungsanteilen der

AnV bestanden, der von einem Versicherungsträger im (späteren)

Bundesgebiet zu erfüllen gewesen ist. W. hat zwar nach den

Feststellungen des LSG in den Jahren 1923/24 insgesamt 18 Mo—

natsbeitrüge an die Reichsversicherungsanstalt für Angestellte

(RfA) entrichtet; wegen des Kriegstodes des W. hat die Fiktion

der Erfillung der Wartezeit (@ 31 AVG aF i.V.m. @ 1265 a RVO aF)

zegolten. Die RfA, die Versicherungsträger für das gesamte

Deichsgebiet gewesen ist, ist jedoch im Jahre 1945 infolge des
T<’riegsausgangs und seiner politischen Folgen stillgelegt wor—

den, sie hat bis zu ihrer Auflösung am 1. August 1953 nur noch
”ie Aufgabe gehabt, das vorhandene Vermögen zu verwalten;

Leistungen hat sie auch an Versicherte innerhalb des Reichs—

febiets und des späteren Bundesgebiets nicht mehr gewähren

dürfen. Die beklagte Bundesversicherungsanstalt für Angestell—

te (BfA) hat erst im Jahre 1953 ihre Arbeit aufgenommen, sie

ist nicht Gesamtreehtsnachfolgerin der RfA geworden, Ansprüche

aus Beiträgen zur RfA sind bis zum Inkrafttreten des 5 27 AVG

16? des Fremd— und Auslandsrenten—Neuregelungsgesetzes (FANG)

(1. Januar 1959) nach dem Fremd- und Auslandsrentengesetz
(FredeG) vom 7. August 1953 zu beurteilen (vgl. Urteile des

VSG vom 29. Oktober 1956, BSG 4, 91 ff und 96 ff). Das FredeG

iSt aber erst am 1. April 1952 in Kraft getreten, es hat nur
die Voraussetzungen für Leistungen an Berechtigte im Bundesgebiet
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und im Land Berlin geregelt, sofern sie zu dem in 5 1 des

Gesetzes genannten Personenkreis gehört haben; auch für

Personen, die unter dieses Gesetz fallen, sind rückwirkend

AnSprüche für Zeiten vor seinem Inkrafttreten nicht begrün—

det werden, Zwar haben bis zur Errichtung der beklagten

BfA im Jahre 1953 die Landesversicherungsanstalten in den

Ländern bzw. Gebieten der westlichen Besatzungszonen auf

Grund von Anordnungen der Besatzungsmächte und der zustän-

digen deutschen Stellen, unmittelbar nach dem Zusammenbruch

auch kraft eigenen Entschlusses, die Aufgaben der früheren

Angestelltenversicherung durchgeführt (Vgl. Urteile des BSG

vom 20. September 1956, BSG 3, 286, 292 und BSG 4, 91 ff

und 96 ff), sie haben aber entsprechend dem sog. "Wohnsitz—

grundsatz" nur die Versicherten der stillgelegten RfA und

die Hinterbliebenen dieser Versicherten betreut, die in ih—

rem jeweiligen Bezirk gewohnt haben. Die Klägerin wäre da—

her selbst dann, wenn sie vor ihrer Wiederverheiratung im

März 1947 einen Antrag auf Witwenrente aus der AnV ihres
ersten Ehemannes Wo bei einem Versicherungsträger im jetzi—

gen Bundesgebiet gestellt hätte‚wegen ihres damaligen Aufent—

halts in Breslau nicht anspruchsberechtigt gewesen. Trotz

des im Recht der AnV von jeher bestehenden "unbedingten"

Witwenrentenanspruchs hat die Klägerin somit bis zu ihrer

zweiten Eheschließung im März 1947 lediglich eine Aussicht
_auf Witwenrente für den Fall gehabt, daß sie, ohne sich vor—'

her wieder zu verheiraten, in das Gebiet der jetzigen Bundes—

republik Deutschland übersiedeln würde. Diese rechtliche

Situation der Klägerin ist aber für das hier streitige Wie—

deraufleben des Anspruchs auf Witwenrente nicht anders zu
beurteilen als bei den Witwen von Versicherten der AnV,‘

die sich zunächst ständig im Gebiet der Sowjetischen Be—

satzungszone aufgehalten, dort in den Nachkriegsjahren wie—

der geheiratet haben und die dann später — nach schuldloser

Scheidung der zweiten Ehe nach dem 1. Januar 1957 — ins
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Bundesgebiet zugezogen sind. Wie der Senat in seinem Urteil

vom 18. Mai 1966 näher dargelegt hat, haben auch diese Witwen

während ihres Aufenthalts außerhalb des jetzigen Bundesgebiets

weder nach Reichsrecht noch nach Bundesrecht einen Anspruch

auf Witwenrente gegenüber einem Versicherungsträger im jetzi—

gen Bundesgebiet gehabt; auch diese Witwen haben bis zu ihrer

Wiederverheiratung allenfalls eine Aussicht auf einen solchen

Witwenrentenanspruch für den Fall gehabt, daß sie in das jetzi—

ge Bundesgebiet übersiedelten, ohne vorher eine neue Ehe zu

schließen. Der Senat hat entschieden, daß diese Witwen eben—

sowenig "wiederaufgelebte" Witwenrente beanspruchen können wie

diejenigen Witwen von Versicherten der Arbeiterrentenversiche—

rung (JV), die im Zeitpunkt der Wiederverheiratung im Bundes—

gebiet wegen Fehlens der persönlichen Voraussetzungen für die

Üitwenrente (@ 1256 EVO aF) keinen Anspruch auf Witwenrente,

sondern bis dahin nur eine Aussicht auf diese Rente gehabt ha—

ben. lies gilt auch für den vorliegenden Fall. Da die Kläge-

rin bis zu ihrer Wicderverhciratung im März 1947 keinen An—

spruch auf Witwenrente nach ihrem ersten Ehemann W. gegenüber

einem Versicherungsträger im (späteren) Bundesgebiet gehabt

hat, sind auch die Voraussetzungen für das Wiederaufleben die—

ses Anspruchs nicht gegeben° Der Personenkreis, zu dem die

Klägerin gehört, ist damit zwar schlechter gestellt als die—
jenigen Witwén in der gleichen Situation, die sich ständig

im jetzigen Bundesgebiet aufgehalten haben; dieser Personen—

kreis kann aber nicht anders behandelt werden als die in der

Sowjetischen Besatzungszone ansässig gewesenen Witwen, die auch

nit der — ungünstigeren — Entwicklung des Sozialversicherungs—

rechts ihres Gebiets "schicksalsmäßig" (vgl. BSG 3, 286, 291)

verhaftet gewesen sind. Der Senat verkennt nicht, daß in den

Tüllen, in denen das BSG über die Ansprüche von früheren Wit—

}wen, die zur Zeit der Wiederverheiratung in der Sowjetischen

Besatzungszone gewohnt haben, entschieden hat, auch für erheb—

lich gehalten worden ist, daß in diesen Fällen die Witwen im

Zeitpunkt der Wiederverheiratung in ein anderes Sozialew

_10_.

JLaw – Gesetze und Urteile
(mobile App)

JLaw – für Android

Kostenlos
Über 200 Gesetze
Über 100.000 Urteile JLaw – für iOS

Matthias Prinz
Rechtsanwalt www.prinz.law

H
inw

eis: A
uch Teile der U

rteilssam
m

lung sind als D
atenbank nach §§ 87a ff. U

rhG
 geschützt.

https://itunes.apple.com/de/app/apple-store/id1071207904?pt=117423805&ct=Stamped_PDFs&mt=8
https://play.google.com/store/apps/details?id=marly.jlaw
https://www.prinz.law
http://www.marly.de


-‘|o..

versicherungssystem eingegliedert gewesen sind; bei deut—

schen Witwen in den polnisch verwalteten Gebieten Schlesiens

in den ersten Jahren nach dem Zusammenbruch ist dies unter

den gerichtshekannten dortigen Verhältnissen nicht der Fall

gewesen. Allein hieraus ist aber nach der derzeitigen

Rechtslage ein Rentenanspruch gegen einen Versicherungs—

träger im (späteren) Bundesgebiet, der nach Scheidung der

zweiten Ehe "wiederaufleben" könnte, nicht herzuleiten. Die

Klägerin kann ihren Anspruch auf "wiederaufgelebte" Witwen—

rente auch nicht für die Zeit von ihrer Übersiedlung in die
Bundesrepublik an bis 51. Dezember 1958 auf das damals noch

geltend6* FredeG und für die folgende Zeit auf das am

1. Januar 1959 in Kraft getretene Fremdrentengesetz (DRG)

idF des Fremdrenten— und Auslandsrenten—Neuregelungsgesetzes

(FANG) vom 25. Februar 1960 stützen, und zwar schon deshalb

nicht, weil keines dieser Gesetze eine Vorschrift enthält,

die besagt, daß in Fällen der vorliegenden Art der fehlende

”originäre" Anspruch auf Witwenrente im Zeitpunkt der Wie—

derverheiratung gegen einen Versicherungsträger im (späte—

ren) Bundesgebiet zu EEÄEEEÄEÄÄSEwäre (vgl. BSG 19, 97 ff
und Urteil des Senats vom 18. Mai 1966). Der Anspruch der

Klägerin läßt sich für die Zeit vom 1. Januar 1959 an nicht

allgemein aus dem dem EEG zugrunde liegenden "Eingliederungs«

prinzip", insbesondere nicht aus 5 14 FRG herleiten, weil

diese Vorschrift aggh die negative Bedeutung hat, daß im
Bundesgebiet nur eine Leistung gewährt werden kann, wenn die

Voraussetzungen, die das Bundesrecht hierfür verlangt, er—

füllt sind (vgl. Urteil des Senats vom 18. Mai 1966)° Die

Klägerin erfüllt die Voraussetzungen des @ 68 Abs° 2 AVG aus
den dargelegten Gründen nicht„' Entgegen der Ansicht der Klä—

gerin kann darin, daß die gesetzliche Regelung ihr nach der

Scheidung der zweiten Ehe und nach der späteren Übersiedlung

in die Bundesrepublik einen Anspruch auf eine "wiederauf-

gelebte“ Witwenrente nach ihrem ersten Ehemann nicht ein—
räumt, keine Verletzung des Gleichheitssatzes (Art‚ 5 des
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Grundgesetzes) gesehen werden. Als sachgerechter Grund dafür,

daß das Gesetz in Fällen der hier vorliegenden Art einen An—
spruch auf die "wiederaufgelebte" Rente nicht gewährt, läßt

sich vor allem der Umstand anführen, daß diese Witwen sich bis

zu ihrer Wiederverheiratung in ihrer Lebensweise noch nicht

auf einen Rentenbezug eingestellt hatten und durch ihre Wie—

derVerhciratung keinen "Besitzst5nd" aufgegeben haben (vgl°

se 14, 238, 244 und 19, 97, 99).

les 83 hat somit 5 68 Abs. 2 AVG nicht richtig angewandt,
s hat zu Unrecht einen Anspruch der Klägerin auf Rente gegen

die £eigcladcnc bejaht; das Urteil des LSG ist daher auf—

zuhetcn. Bio Berufung der Klägerin gegen das Urteil des SG,

des die Llage gegen die Beklagte abgewiesen hat, ist zurück—

zuweisen; die Klage ist auch insoweit abzuweisen, als sie

sich gegen die Eeigeladene richtet.

Kosten sind nicht zu erstatten (@ 193 SGG).
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